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Das neue französische Kündigungs-
schutzgesetz für Arbeitnehmer 
Am 13. 7. 1973 verabschiedete das französische Parlament ein 
neues "Gesetz zur Abänderung des Arbeitsgesetzbuches (Code 
du Travail) bezüglich der Auflösung des Arbeitsvertrages mit un-
bestimmter Zeitdauer"'). Dieses Gesetz, das den Gegenstand 
ausführlicher Beratungen und langer Debatten In den gesetz-
gebenden Körperschaften gebildet hatte, kann als ein grundle-
gender Schritt der französischen Arbeitsgesetzgebung In Rich-
tung auf einen wirksameren Schutz der Arbeitnehmer betrachtet 
werden. 
Freiheit und Gleichheit der Sozialpartner bilden seit der Revolu-
tion eine Grundlage des französischen Arbeitsvertragsrechts. Art. 
1780 des Code Civil bestimmt, daß ein sog. Dienstrnietvertrag 
(Iouage de services), der für unbestimmte Zeit eingegangen wur-
de, jederzeit durch die Willenserklärung einer der vertrag-
schließenden Parteien beendigt werden kann. Bereits ein Ge-
setz vom 27. Dezember 1890 milderte die Härten des 'Code 
Civil erstmals ab, indem es den, Begriff des Schadensersatzes 
für verursachte Nachteile durch einseitige Auflösung eines solchen 
Vertra::;es einführte. Auf dieser Grundlage entwickelte· die Ar-
beitsrechtsprechung die Theorie mißbräuchlicher Rechtsausübung; 
indes oblag die Beweislast für sozial mißbräuchliche Kündigung 
dem Arbeitnehmer, ein in der Praxis oft nur schwer zu erbringen-
der Nachweis. . 
,Ein weiteres Gesetz vom 19. 7. 1928 legalisierte die Praxis der 
Kündigungsfrist (delai-conge). Schließlich verstärkten ein Ge-
setz vom 19. 2. 1958 und eine Verordnung vom 13. 7. 1967 den 
Kündigungsschutz durch Erweiterung der gesetzlichen Kündi-
gungsfristen und das Erfordernis der Schriftform der Kündigung 
sowie durch Einführung einer gesetzlichen Mindestabfindung im 
Entlassungsfalle, auf die, unabhängig von der Frage mißbräuch-
licher Kündigung, jeder Arbeitnehmer nach mindestens 2Jähriger 
Dauer des Arbeitsverhältnisses, entsprechend der Dauer dieses 
Arbeitsverhältnisses, Anspruch hat'). Eine Angabe <ler Kündi-
gungsgründe war unterdessen bislang nicht erforderlich 
gewesen; auch hatte die Schriftformklausel nach der Recht-
sprechung lediglich die Bedeutung eines Beweismittels, so daß 
ein diesbezüglicher Formfehler nicht die Nichtigkeit der Entlas-
sung nach sich zog. 
In diesem Rahmen ist d.as neue Gesetz vom.13. 7. 1973 zu sehen, 
dessen wesentlicher Beitrag zur französischen Arbeitsrechtsge-
setzgebung in folgendem beruht: ' 
Zunächst ersetzt es die noch immer im Code du Travail ver-
wandte alte Terminologie des "Iouage, de services· durch den 
t) Loi 73-680 du 13 juillel 1973 modifiant le code du travail en 
ce . qui .concerne la resi/iaUon du contral de Iravail , duree 
2 ,ll1determrnee, Journal Officiel (J. 0.), 18. Juli 1973, S. 7763 ff. 
)Lol 58-158 du 19 fevrier 1958, J. 0., 20. Februar 1958, S. 1858 ff.; 
,Ordon~.ance67-581 du 13 jUillet 1967. J. 0., 19. Juli 1967, S. 7241, 
ausgefullt durch Oecret 67-582 du 13 juWet 1967, ebenda. 
OB . Heft 6 vom 8. 2. 1974 
zeitgemäßeren, schon lange In Lehre und Rechtsprechung gängi-
gen Begriff des Arbeitsvertrages (contrat du travall) (Art. 1). ' 
Ferner fügt es In den Code du Travail neue Regeln zur Sicherung 
gewisser Garantien des von einer Entlassung bedrohten Ar-: 
beltnehmers ein: 
a) Dem eigentlichen Kündigungsverfahren Ist eine Schlichtungs-
phase vorgeschaltet: Vor der Entscheidung Ober die Enttassung 
Ist der betroffene Arbeitnehmer mit Einschreibebrief zu einer 
-Unterredung mit dem Arbeitgeber zu laden, In deren Ver~uf 
der Arbeitgeber die GrOnde der Ins Auge gefaBten Entlassung, 
anzugeben und die Erklärungen des Arbeitnehmers anzuhören 
hat (Art. 24 1 des abgeänderten Code du Travail). 
b) Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage Ist der Arbeitgeber 
nunmehr gehalten, auf schriftlichen Antrag des Arbeitnehmers, 
die wirklichen und schwerwiegenden Gründe der Entlassung 
(.Ia ou les causes r6elles et s6rleuses du Iicenclement-) an-
zugeben (Art. 24n). "Wirkliche Gründe- bedeutet Gründe obJek-
tiven Charakters, unter AusschluB von Vorurteilen oder persön-
lichen Zu- oder Abneigungen (etwa Verschulden des Entlas-
senen, berufliche Ungeelgnethelt oder Gründe In der Natur des 
Unternehmens); "schwerwiegend- bedeutet einen gewissen das 
Arbeitsverhältnis störenden Schweregrad. Beldes sind vor dem 
Arbeitsgericht (Conseil des Prud'hommes) In vollem Umfange 
nachprüfbare Tatsachenvoraussetzungen'). 
c) Schließlich enthält das Gesetz eine bedeutsame Neuerung 
für das arbeitsgerichtlIche Streltverfahren, Indem es die BeweiS-
lastregeln des Zivilprozesses erleichtert, wonach allein dem Klä-
ger die Beweislast obliegl Der befaBte .Rlchter... bildet seine 
Überzeugung auf der Grundlage der von den Parteien geliefer-
ten Tatsachen und, wie erforderlich, nach allen Untersuchungs-
maBnahmen, die er fOr nützlich erachtet- (Art. 240). Damit wurde 
die das Verwaltungsstreitverfahren kennzeichnende Amtsunter-
suchungsmaxime (proc6dure Inqulsitolre) In das Arbeltsstreit-. 
verfahren bezüglich der ArbeltgeberkOndigung eingeführt. 
d) Im Falle einer bio Ben Verletzung der Kündlgungsverfahrens-. 
vorschriften Ist dem Arbeitgeber aufzuerlegen, das vorgeschrie-
bene Verfahren ordnungsgemäß durchzuführen und dem ent-' 
lassenen Arbeitnehmer eine Abfindungssumme zu zahlen. Sind 
dagegen die Gründe der Entlassung nicht stichhaltig, kann das 
Arbeitsgericht die Wiedereingliederung des Arbeitnehmers In 
das Unternehmen unter Beibehaltung dessen erworbener ReChte' 
und Vorteile ,aussprechen; widersetzt sich eine der 'beiden Par-
teien der WiedereinglIederung, so hat das Gericht dem Arbeit-
nehmer eine Abfindung zuzusprechen (Art. 24p). 
Es Ist das Anliegen des neuen Gesetzes, wie der französische 
Arbeitsminister Georges Gorse -firn 22. 5. 1973 vor der National-
versammlung ausführte, ein ausgeglichenes Ganzes dadurch zU 
bilden, daB es den Arbeitnehmern Garantien einräumt, ohne die 
wirtSchaftliche Entscheidungsbefugnis und Verantwortlichkeit des 
Arbeitgebers einzuschränken4). Sozialpolitisch gesehen ist es, 
als ein FortSchritt im Rahmen der französischen Mitbestimmungs-' 
wirtschaft zu werten. 
I) Actualites-Servlce (hg. Secr6tarlat G6n6ral du Comit6' Inter-' 
ministerlel pour l'lnformatlon), Le drolt de licenciemet, No. 220, No- ' 
vember 1973, S. 3. 
4) Aa.O., S. 1. 
